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Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
14. Juli 1954, Ziffer 2 
- Drudesache 718, Umdruck 144 - 


In Durchführung des o. a. Beschlusses habe ich bei der Amerikani- 
schen, Britischen und Französischen Hohen Kommission Vorstellungen 
erhoben, die zu nachstehendem Ergebnis geführt haben: 

Die drei Hohen Kommissare bringen übereinstimmend zum Aus- 
druck, daß sämtliche Anträge auf Beschlagnahme von Liegenschaften 
den deutschen Behörden zur Stellungnahme zu geleitet und in einem 
zwischen der Bundesregierung und der Alliierten Hohen Kommission 
im Frühjahr 1951 festgelegten Verfahren geregelt werden. Dieses 
sieht in jedem Falle Verhandlungen über die von den alliierten 
Truppen gewünschten Objekte auf Länderebene in deutsch/alliierten 
Liegenschaftsausschüssen vor; in Fällen, in denen dort keine Eini- 
gung erzielt wird, werden weitere Verhandlungen zwischen der 
Bundesregierung und den Hohen Kommissionen geführt. Dadurch 
sei gewährleistet, daß die vorgetragenen deutschen Bedenken, soweit 
dies die militärischen Belange zulassen, weitestgehend berücksichtigt 
würden. Falls die deutschen Behörden grundsätzliche Bedenken 
gegen die Requisition von bebauten Grundstücken hätten, sei es 
erforderlich, diese Einwendungen im Einzelfall rechtzeitig den alliierten 
Dienststellen zur Kenntnis zu bringen. 
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Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 30 
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Die Ausführungen der drei Hohen Kommissionen über das bei der 
Beschlagnahme von Liegenschaften angewandte Verfahren entsprechen 
den Tatsachen. Insbesondere ist in letzter Zeit den Einwendungen 
der deutschen Stellen ausnahmslos Rechnung getragen, indem ent- 
weder auf die Anforderung verzichtet oder eine Einigung über 
einen deutschen Abänderungs- oder Gegenvorschlag herbeigeführt 
wurde. Mit Rücksicht auf die Londoner Neun-Mächte-Konferenz 
und vor allem im Hinblick auf die am Schluß der Konferenz 
herausgegebene Grundsatzerklärung der Regierungen Frankreichs, 
des Vereinigten Königreichs und der Vereinigten Staaten, das Be- 
satzungsregime soweit wie möglich zu beenden und in der Zwischen- 
zeit bis zum Abschluß des parlamentarischen Verfahrens keinen 
Gebrauch von den Befugnissen des Besatzungsstatuts zu machen, 
dürften für die Zukunft Requisitionen gegen den Willen der 
deutschen Seite nahezu ausgeschlossen sein. 


Blank 



